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zinsung sowie der kalkulatorischen
Gewerbesteuer ist und somit Ein-
fluss auf den erzielbaren zugestan-
denen unternehmerischen Gewinn
im Bereich Gasnetz hat.

Zudem hat der Bundesgerichts-
hof (BGH) seit August 2008 mehrere
Urteile gefällt, die zwar leider nur in
Teilbereichen zugunsten der Netz-
betreiber ausfielen, jedoch immer-
hin in einigen kalkulationsrelevan-
ten Fragestellungen für Rechtsklar-
heit sorgen. Namentlich handelt es
sich hierbei hauptsächlich um die
folgenden Punkte, die sich alle auf
die Netzentgeltkalkulationen des
Basisjahres 2004 beziehen.

Während die Netzbetreiber Recht
erhielten in Bezug auf 
• die Einbeziehung gesicherter Er-
kenntnisse über das Planjahr bei
der Beschaffung der Verlustenergie
(Stromnetz), 
• den Ansatz der Anlagen in Bau für
die Ermittlung der Eigenkapitalver-
zinsung sowie 
• die Verzinsung des Eigenkapital-
anteils � 40 % mit dem Fremdkapi-
talzins zuzüglich eines Risikozu-
schlags,
bestätigte der BGH die Rechtsauf-
fassung der Bundesnetzagentur
(BNetzA) und der Landesregulie-
rungsbehörden in den nachstehen-
den Bereichen:
• Anwendung des doppelten De-
ckels bei der kalkulatorischen Ei-
genkapitalverzinsung,
• Bemessungsgrundlage und Art
der Berechnung der kalkulatori-
schen Gewerbesteuer,
• Ansatz der negativen kalkulatori-
schen Eigenkapitalverzinsung und
Gewerbesteuer im Rahmen des
Pacht- und Dienstleistungsmodells,
• Kürzung der Forderungen auf
3/12 der anerkennungsfähigen
Netzkosten,
• Kürzung der liquiden Mittel auf
1/12 der anerkennungsfähigen
Netzkosten,

• Kürzung bzw. Streichung aktiver
Rechnungsabgrenzungsposten,
• Herabsetzung des Fremdkapital-
zinssatzes auf den zehnjährigen
Durchschnitt festverzinslicher 
Inhaberschuldverschreibungen
(4,8 % in 2004) für den tatsäch-
lichen Zinsaufwand,
• Durchführung der Mehrerlösab-
schöpfung Strom,
• Kürzung des Anlagevermögens
gemäß § 32 Abs. 3 Stromnetzent-
geltverordnung in Einzelfällen.

Hinsichtlich der strittigen Punkte
der Netzentgeltgenehmigungen auf
Basis des Geschäftsjahres 2006 –
beispielsweise der Anwendung der
Indexreihen der BNetzA für die Be-
wertung des Altanlagevermögens –
liegt noch keine höchstrichterliche
Rechtsprechung vor.

Die beschriebenen Entwicklun-
gen und geänderten Bestimmun-
gen geben Anlass zur kritischen
Überprüfung der bisher durchge-
führten Jahresabschlusspolitik und
einer eventuellen Änderung dersel-
ben. Um eine bestmögliche Aufstel-
lung für die kommenden Netzent-
geltanträge zu erreichen, sollten 
bereits bei der Erstellung der Jahres-
abschlüsse 2009 entsprechend die
Weichen gestellt werden. Dabei
spielen verschiedene Aspekte eine
Rolle, die zum Teil auch Interdepen-
denzen aufweisen. Im Wesentlichen
geht es hierbei um die strategischen
Leitlinien zu den Themen
• Höhe der kalkulatorischen Eigen-
kapitalquote,
• Aktivierungspraxis,
• Umgang mit korrespondierenden
Positionen des Umlaufvermögens
sowie des Fremdkapitals,
• verschiedene Cashpool-Ansätze,
• Rückstellungen und weiteres
Fremdkapital.

Die Themen werden vor dem
Hintergrund untersucht, dass die
Regulierungsbehörden, wie in
Bild 1 abstrahiert dargestellt,
hauptsächlich die Aktivpositionen
kürzen, wohingegen die Passiva
weitestgehend ungekürzt geneh-
migt werden. Dies führt im Ergebnis
zu einer deutlich geringeren Eigen-
kapitalquote und somit zu einem
niedrigeren Gewinn in den Netzbe-
reichen.

Höhe der kalkulatorischen 
Eigenkapitalquote

Es gilt zunächst, die Unterneh-
mensstrategie dahingehend fest-
zulegen, ob sich eine kalkulatori-

Die nächsten Netzentgeltkal-
kulationen auf Basis des Ge-
schäftsjahres 2010 für den

Gasbereich und 2011 für den
Strombereich scheinen noch in der
Ferne zu liegen. Dennoch kann es
gravierende Auswirkungen haben,
nicht bereits zum Ende des Jahres
2009 schon die zukünftigen Kalku-
lationen der Netzentgelte im Blick
zu haben. Dies gilt vor allem im
Hinblick auf die Erstellung der Akti-
vitätenabschlüsse nach § 10 Ener-
giewirtschaftgesetz (EnWG).

Im Rahmen des Inkrafttretens der
Verordnung über die Anreizregulie-
rung der Energieversorgungsnetze
wurden auch einzelne Bestimmun-
gen der Netzentgeltverordnungen
Strom und Gas geändert. Vor allem
ist in diesem Zusammenhang zu er-
wähnen, dass der Mittelwert gemäß
§ 7 Strom- bzw. Gasnetzentgeltver-
ordnung sachgerecht nun über
sämtliche kalkulationsrelevanten
Bilanzpositionen gebildet werden
muss. In den bisherigen Kalkulatio-
nen wurde diese Vorgehensweise
ausschließlich für das Abzugskapi-
tal verlangt. Hieraus folgt umittel-
bar, dass bereits die Aktivitätenbi-
lanz Gasnetz des Jahresabschlusses
2009 Bestandteil der Ermittlung der
kalkulatorischen Eigenkapitalver-

Sicherung des zugestandenen Gewinns

Jahresabschlusspolitik 2009 
vor dem Hintergrund der 
nächsten Netzentgeltkalkulation
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sche Eigenkapitalquote in den Ak-
tivitäten Strom- und Gasnetz von
weit über 40 % vor dem Ziel der 
Gewinnmaximierung überhaupt
noch lohnt. Zwar wird ein noch
nicht bestimmter Zuschlag auf den
Fremdkapitalzinssatz für das Kapi-
tal zugestanden (s. BGH-Urteile
vom 14.08.2008), das 40 % über-
steigt, jedoch kann es aus strategi-
schen Gründen durchaus sinnvoll
sein, zur Verfügung stehende
Mittel dort einzusetzen, wo die
Preisbildung nicht staatlich regu-
liert wird und sich in der Folge eine
höhere Rendite erzielen lässt, als
diejenige, die den Netzbereichen
von den Behörden zugestanden
wird. 

Dies heißt jedoch nicht, dass ei-
ne eventuell gegebene kalkulatori-
sche Eigenkapitalquote von knapp
100 % generell auf 40 % gesenkt
werden soll, sofern dies theo-
retisch überhaupt möglich ist. 
Vielmehr ist zu empfehlen, unter-
nehmensindividuell die hier vor-
gestellten Punkte als mögliche Ver-
besserungspotenziale mit Blick auf
die Netzentgelte einzeln zu prüfen.
Die aus möglichen Änderungen
der bisherigen Praxis resultieren-
den Szenarien sollten im Vorfeld
einer Implementierung nicht nur
aus der Perspektive der nächsten
Antragstellung betrachtet werden.
Vielmehr empfehlen sich auch die
Berücksichtigung der vorhande-
nen Erlösobergrenzen sowie die
der Handlungsoptionen, die sich
für die Reaktion auf den wahr-
scheinlich steigenden Kostensen-
kungsdruck in der zweiten Periode
der Anreizregulierung ergeben. 

Aktivierungspraxis

Vor dem Hintergrund der zugestan-
denen Eigenkapitalverzinsung von
9,29 % auf Neuanlagen erscheint es
zudem lohnenswert, die bisherige
Aktivierungspraxis zu hinterfragen.
Eventuelle Änderungen sollten aber
nicht nur aus energiewirtschaft-
lichen Gründen vorgenommen
werden, sondern im Vorfeld zudem
aus steuerlicher Sicht hinterfragt
werden, da es sich um schwer um-
kehrbare Änderungen der Bilanz-
politik handelt. Ferner ist generell
das Prinzip der Stetigkeit bei der Er-
stellung von Abschlüssen zu beach-
ten. Im Zweifel sollten Fragen dieser
Art immer rechtzeitig mit einem
Wirtschaftsprüfer abgestimmt wer-
den.

Umlaufvermögen und 
Fremdkapital

In den bisher durchgeführten Ent-
geltgenehmigungsverfahren lag der
Schwerpunkt der behördlichen
Prüfung auf den Kapitalkosten. Ge-
rade die Positionen der Aktivseite –
das kalkulatorische Altanlagever-
mögen, das Umlaufvermögen und
die liquiden Mittel – wurden emp-
findlich gekürzt bzw. für nicht 
betriebsnotwendig deklariert. Das
gesamte Fremdkapital hingegen
wurde durchaus vor dem Ziel der
Eigenkapitalquotenminderung an-
erkannt – lediglich der tatsächlich
gezahlte Zinsaufwand erwies sich
häufig als »ineffizient« im Vergleich
zum zehnjährigen Durchschnitt der
inländischen Inhaberschuldver-
schreibungen. Nicht zuletzt für den
Fall, dass ein Unternehmen kalku-
latorisch relevante Bilanzposi-
tionen auf der Aktiv- und der Pas-
sivseite aufweist, die letztlich die
gleiche Verursachung haben oder in
irgendeiner anderen Weise zu-
sammenhängen, jedoch nach der
Bruttomethode ausgewiesen wer-
den, sollte ein kritischer Blick auf ei-
ne mögliche Verrechnung der Posi-
tionen im Vorfeld geworfen werden,
so dass schließlich nur noch der 
Saldo auf einer Bilanzseite ausge-
wiesen wird. Auch sollte geprüft
werden, ob aktivisch ausgewiesene
Posten, etwa liquide Mittel, zur Ver-
kürzung von Passivposten vor dem
Bilanzstichtag eingesetzt werden
können. In diesem Zusammenhang
ist zu empfehlen, zudem die bishe-
rige Vorgehensweise bei den
Kapitalausgleichsposten zu hinter-
fragen.

Rückstellungen

Weitere nicht unerhebliche Auswir-
kungen sind mit dem Bereich der
Rückstellungen verbunden. Hier
werden sich im Vergleich zur bishe-
rigen Bilanzierung wesentliche 
Änderungen durch das Bilanz-
rechtsmodernisierungsgesetz erge-
ben. 
Die neuen Vorschriften sind anzu-
wenden auf Abschlüsse für 
Geschäftsjahre, die nach dem
31.12.2009 beginnen, wahlweise –
dann aber in ihrer Gesamtheit –
schon auf Abschlüsse für Geschäfts-
jahre, die nach dem 31.12.2008 
beginnen.

Was die Rückstellungsbildung be-
trifft, ergeben sich im Vergleich zu

den derzeit geltenden Regelungen
folgende Änderungen:
• Aufhebung des Wahlrechts, Rück-
stellungen zu bilden für unterlasse-
ne Instandhaltung, die im Folgejahr
nach Ablauf von drei Monaten, aber
vor Ende des Geschäftsjahres nach-
geholt wird (Verminderung der Pas-
siva, Gewinnerhöhung).
• Bei der Bewertung der Rückstel-
lungen ist auf den voraussicht-
lichen Erfüllungsbetrag abzustel-
len, künftige Preis- und Kostenver-
änderungen müssen berücksichtigt
werden (i. d. R. bedeutet dies höhe-
ren Aufwand).
• Wenn die Restlaufzeit der Rück-
stellungen ein Jahr übersteigt, ist 
eine Abzinsung zwingend; der 
restlaufzeitentsprechende durch-
schnittliche Zinssatz wird von der
Deutschen Bundesbank bekannt-
gegeben (Verminderung der Pas-
siva).
• Pensionsrückstellungen sind
künftig zwingend mit dem wie vor-
stehend ermittelten durchschnitt-
lichen Zinssatz abzuzinsen und
nicht mehr mit dem steuerlich an-
erkannten Zinsfuß von 6 % (i. d. R.
deutlich steigender Aufwand); vor-
handenes Deckungsvermögen
(Rückdeckungsversicherungen, Fi-
nanzanlagen, Wertpapiere usw.) ist
mit der Rückstellung zu saldieren
(Bilanzverkürzung).

Zwar nicht immer kalkulations-,
aber durchaus abschluss- und 
ergebnisrelevant sind zudem die zu
bildenden Rückstellungen im Be-
reich der periodenübergreifenden
Saldierung und der Mehrerlösab-
schöpfung. Diese könnten zwar als
betriebsnotwendig für den Netzbe-
reich aufgefasst werden. Allerdings
dürfen die zugehörigen Aufwands-
positionen nicht in den Netzent-
geltanträgen in Ansatz gebracht
werden, sondern werden über das
Regulierungskonto abgewickelt.

Schlüsselung von Gemeinkosten

Ein weiteres Thema, das nicht nur
aus bilanzieller Sicht, sondern auch
für die Erstellung der Gewinn- 
und Verlustrechnungen nach § 10
EnWG relevant ist, ist die Schlüsse-
lung von Gemeinkosten. Hier lohnt
sich ebenfalls noch einmal ein kriti-
scher Blick. Wurden z. B. Finanzan-
lagen oder Beteiligungen und zuge-
hörige Erträge den Netzbereichen
zugeschlüsselt, die für diese nicht
betriebsnotwendig sind? Hat das
Unternehmen in der Zwischenzeit
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Ausgliederungen vorgenommen
oder weitere Tätigkeiten aufgenom-
men, die eine Anpassung der bishe-
rigen Schlüssel erfordern? Sind die
bisher gewählten Basisgrößen für
die Schlüssel aufgrund der gestiege-
nen regulatorischen Anforderun-
gen noch verursachungsgerecht?
Auch sollte noch einmal überprüft
werden, ob die Bilanzpositionen
auf die Aktivitäten analog zu der
Verteilung zugehöriger Aufwands-
und/oder Ertragspositionen verteilt
werden.

Besonderheiten bei Pacht- und
Dienstleistungsmodellen sowie
Kooperationen

Die genannten Möglichkeiten sind
unabhängig davon zu hinterfragen,
ob es sich um ein integriertes Ener-
gieversorgungsunternehmen oder
um einen Netzbetreiber im Pacht-
und Dienstleistungsmodell han-
delt. Für die bisher meist schlank
organisierten Netzgesellschaften
im Pacht- und Dienstleistungs-
modell sind weitere Veränderungen
aufgrund der Konkretisierung der

Auslegungsgrundsätze zu den 
Entflechtungsbestimmungen der
Behörden vom 21.10.2008 abseh-
bar. Im Genehmigungsverfahren
der Netzentgelte auf Basis des Ge-
schäftsjahres 2006 und der an-
schließenden Anerkennung der
dauerhaft nicht beeinflussbaren
Kosten für die Bestimmung der 
Erlösobergrenzen kündigte die 
BNetzA zudem an, dass sie Perso-
nalzusatzkosten des dienstleisten-
den Stadtwerks in der zweiten Peri-
ode der Anreizregulierung nicht
mehr als dauerhaft nicht beein-
flussbar anerkennen möchte. Diese
beiden Punkte sowie die Problema-
tik der Rechtfertigung von Kosten,
die durch die Dienstleistung eines
verbundenen Unternehmens im
Netzbereich entstehen, führen da-
zu, dass die Unternehmen eine
mögliche Personalüberführung in
die Netzgesellschaft prüfen. In die-
sem Zusammenhang wird nun das
Urteil des BGH vom 3. März 2009 
relevant (EnVR 79/09). Der BGH hat
bestätigt, dass eine negative Eigen-
kapitalverzinsung und damit auch
eine negative kalkulatorische Ge-

werbesteuer der Netzgesellschaft
insgesamt als kostenmindernd für
die Netzentgelte genehmigt werden
darf. Aufgrund der Tatsache, dass
die Netzgesellschaften meist nicht
über ein eigenes Anlagevermögen
verfügen und die Behörden wie 
beschrieben das Umlaufvermögen
nur auf seine Betriebsnotwendig-
keit beschränkt anerkennen, ist dies
kein Einzelfall. Deshalb ist es gerade
in diesen Fällen von erheblicher 
Bedeutung, die Auswirkungen einer
möglichen Personalüberführung
auch auf die Netzbilanzen hin zu
untersuchen.

Zukünftig sind außerdem durch
die Liberalisierung des Messwesens
weitere Änderungen hinsichtlich
der Positionierung der Unterneh-
men und somit auch deren Vorge-
hensweise bei der Erstellung der
Abschlüsse nach § 10 EnWG zu ver-
muten. Dies kann beispielsweise
aus dem Outsourcing dieser Leis-
tungen an Dritte resultieren oder in
der Ausgründung einer eigenen
Mess- und Abrechnungsgesell-
schaft begründet liegen. Auch der
Start von Kooperationen zwischen
Netzbetreibern anhand der Erbrin-
gung von Leistungen in neuen 
gemeinsamen Gesellschaften hat
Auswirkungen auf die Aktivitäten-
abschlüsse. Diese gilt es, rechtzeitig
vor der nächsten Antragstellung zu
überprüfen.

Zusammenfassung

Die bisherigen Erfahrungen im
Rahmen der Netzentgeltgenehmi-
gungsverfahren sowie die höchst-
richterliche Rechtsprechung legen
nahe, dass die Netzbetreiber ihre
bisherige Jahresabschlusspolitik er-
neut auf den Prüfstand bringen
sollten. Um eine optimale Positio-
nierung für den nächsten Antrag
der Netzentgelte Gas (Strom) zu er-
zielen, sollte dies bereits im Vorfeld
der letzten Buchung für den Jahres-
abschluss 2009 (2010) getan wer-
den. So können rechtzeitig Maß-
nahmen für die Sicherung des zuge-
standenen Gewinns im Netzbetrieb
eingeleitet werden.
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Kürzung der Aktivpositionen

anteilige Kürzung
nach Positionspapier
durch Behörde

Aktiva Passiva

kalkulatorische Bilanz
genehmigt nach BNetzA
kalk. EK-Quote = 30 %

kalk.
AV

kalk.
EK

UV

LM

RSt.

FK

pass. RAP

Aktiva Passiva

Bilanz nach HGB
(EK-Quote = 45 %)

AV EK

UV RSt.

FK

pass. RAP

Aktiva Passiva

kalkulatorische Bilanz
im Antrag nach NEV,
kalk. EK-Quote = 65 %

kalk.
AV kalk.

EK

UV

LM

RSt.
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pass. RAP

LM

akt. RAP

akt. RAP

Bild 1. Von der handelsrechtlichen zur »genehmigten« Bilanz: abstrahierte
Darstellung der Kürzung der jeweiligen Aktivpositionen und damit der kal-
kulatorischen Eigenkapitalquote im Rahmen der letzten beiden Netzentgelt-
genehmigungsverfahren
HGB   Handelsgesetzbuch kalk.   kalkulatorisch
NEV   Netzentgeltverordnung AV   Anlagevermögen UV   Umlaufvermögen
LM   liquide Mittel EK   Eigenkapital RSt.   Rückstellungen   
FK   Fremdkapital RAP   Rechnungsabgrenzungsposten
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